
System- und Politikverdrossenheit haben
sicher auch politische Gründe. Es ist zu
Ende gegangen mit der Überflussgesell-
schaft des europäischen Wirtschaftswun-
ders, die Wohlstand, soziale Sicherheit
und das Gefühl bescherte, allein an Ver-
besserungen zu arbeiten sei unsere Auf-
gabe. Jetzt steht der Rückbau des Erreich-
ten, jetzt stehen an die Substanz gehende
Verteilungskonflikte auf der Tagesord-
nung. Die Folge sind Unzufriedenheit
und Murren. Hinzu kommen die Reakti-
onsträgheit politischer Institutionen, so
manche Politikblockade und die Neigung
der politischen Klasse, Probleme erst
dann anzugehen, wenn sie sich gar nicht
mehr verbergen lassen. Der inzwischen
nachgewiesene und völlig plausible Ne-
gativismus massenmedialer Politikdar-
stellung („Nur schlechte Nachrichten
sind gute Nachrichten“) tut ein Übriges.
Außerdem stellen die Bürger an die Leis-
tungen von Politik und Politikern höhere
Ansprüche und werden ihrerseits immer
selbstbewusster: Erwartungen steigen,
Folgebereitschaft lässt nach, Missmut re-
sultiert. Der wird weiter angefacht durch
immer wieder aufkommende Politik-
skandale.

Demonstrative Politikverdrossenheit,
Wahlabstinenz und Partizipationsver-
weigerung können dann ihrerseits zu po-
litischen Akten werden. Noch mehr trägt
zu Beteiligungsdefiziten aber bei, dass die
fortgeschrittene Auflösung lebenslang
prägender Milieus, große Mobilität der
Elitegruppen und die Individualisierung
von Lebensstilen den traditionellen Parti-

Es muss schon zu denken geben, wenn in
den alten Ländern ein gutes Drittel, in den
neuen weit über die Hälfte der Deutschen
meint, ihr politisches System funktioniere
nicht gut und brauche vielerlei Verände-
rungen. Oder dass nur gut die Hälfte des
Volkes glaubt, mit der Demokratie ließen
sich Deutschlands Probleme lösen. Zwar
vertrauen über zwei Drittel der Deut-
schen jenen Institutionen, mit denen sich
auch ein (halbwegs gesetzestreuer) Ob-
rigkeitsstaat regieren ließe, nämlich den
Gerichten, der Polizei, sogar der Armee.
Doch nur jeder Zweite traut dem Bundes-
tag, der zentralen demokratisch legiti-
mierten Institution Deutschlands, und
nur jeder Vierte setzt auf jene Organisa-
tionen, die den Freiheit verbürgenden po-
litischen Streit wirklich praktizieren und
Bürgern politische Alternativen anbieten:
die Parteien.

Vertrauens- und 
Partizipationsdefizite
Außerdem stehen Politiker auf der Anse-
hensskala ausgewählter Berufe stets weit
unten. An die achtzig Prozent der Bürger
trauen ihnen im Grunde nicht, gut jeder
Zweite hält sie für Lügner. Welcher Eh-
renmann wird da allerdings in die Politik
gehen? Und wie lässt sich Demokratie ei-
gentlich auf Dauer herstellen, wenn es
bloß der Hälfte der Deutschen gefällt,
dass sich jemand politisch betätigt? Wenn
im Westen keine sechs Prozent, im Osten
nur rund drei Prozent der Erwachsenen
Mitglied einer Partei sind und noch viel
weniger einer Bürgerinitiative?
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zipationsformen in Parteien und Kom-
munalpolitik die Wurzeln vertrocknen
lässt. Leicht greift man da zum Argu-
ment, verdrossen und politikabstinent
seien die Bürger, weil man sie von wirkli-
cher, nämlich plebiszitärer Teilhabe aus-
schlösse. Indessen kennen so gut wie alle
deutschen Kommunalverfassungen ple-
biszitäre Instrumente, besitzen alle deut-
schen Länder die Hebel des Volksbegeh-
rens und Volksentscheides. Aber auch
dies hat das bürgerschaftliche Engage-
ment in Kommunen und Ländern nicht
hochgetrieben.

Tiefere Schichten des Unbehagens
Zwar fallen die meisten angeführten
Gründe der nicht vergehen wollenden
Politikverdrossenheit wirklich ins Ge-
wicht. Es hat aber den Anschein, als
stamme ein Großteil politikverdrossenen
Grummelns aus noch viel tieferen Schich-
ten politischer Kultur. Das sind die Tiefen
überkommener Bilder vom Staat, die
Überholtes bewahren. Veraltetes politi-
sches Denken wendet sich dann gegen
moderne Institutionen, unkritisch in Gel-
tung gehaltene Verfassungsideologie ge-
gen eine durch Erfahrung belehrte Ver-
fassungspraxis. Eine solche Lage der
Dinge lässt sich als latenter Verfassungs-
konflikt bezeichnen: ein Konflikt zwi-
schen vermuteter und gelebter Verfas-
sung.

Vor wenigen Jahren wurde er demo-
skopisch nachgewiesen (alle Einzelhei-
ten hierzu in: Politische Vierteljahres-
schrift 39, 1998, Seite 725–757). Es zeigte
sich, dass unser Regierungssystem von
der Mehrheit der Deutschen nicht nur
schlecht gekannt, sondern überdies an-
hand von Erwartungen beurteilt wird, die
seine Eigentümlichkeiten verfehlen. Es
funktioniert einfach anders, als viele Bür-
ger glauben, und die politische Klasse
folgt oft völlig systemadäquaten Regeln,
wo das Volk Unrat wittert. Hinzu kommt,
dass auch rund ein Viertel des Kerns un-

serer politischen Klasse, der gut 2800 Ab-
geordneten, Deutschlands Regierungs-
system missversteht und dem Volk für
seine Vorurteile falsche Zeugen stellt.

Dimensionen des latenten 
Verfassungskonfliktes
Die Dimensionen dieses Konfliktes lassen
sich durch vier Defizite beschreiben:

Erstens: Wissenslücken: Tatsächlich ste-
hen viele Urteile über unser Regierungs-
system auf sehr ungefestigtem Grund.
Etwa glaubt gerade die Hälfte der Deut-
schen, von Gewaltenteilung schon etwas
gehört zu haben. Was Föderalismus ist,
wissen 59 Prozent ohnehin nicht; vom
Rest machen vierzehn Prozent falsche
Angaben. Vierzig Prozent der Deutschen
können nichts oder nur Falsches über den
Bundesrat äußern. Vom Bundestag, den
die Bürger doch alle vier Jahre wählen
und welcher die der Öffentlichkeit am
leichtesten zugängliche Verfassungsinsti-
tution ist, sagen gut sechzig Prozent der
Deutschen, über seine Arbeitsweise er-
führen sie zu wenig. Ohne weitere Hin-
weise konnten denn auch 58 Prozent
keinerlei Angaben machen, wo denn –
außer im fernsehbekannten Plenarsaal –
die Arbeit des Bundestages stattfinde.
Auch gibt ein Fünftel der Deutschen
freimütig zu, Politik kaum zu verstehen,
und schreibt sich ein gutes Drittel allen-
falls mittelmäßiges Politikverständnis zu.

Zweitens: Das missverstandene Regie-
rungssystem: Gut sechzig Prozent der
Deutschen wissen zwar, dass bei uns die
Regierung aus dem Parlament hervor-
geht und ihr – sowie den regierungstra-
genden Fraktionen – die parlamentari-
sche Minderheit als Opposition gegen-
übersteht. Dass ein Regierungssystem so,
nämlich als ein parlamentarisches, auch
konstruiert sein sollte, meinen aber nur
vierzig Prozent der Bürger. Überaus po-
pulär – mit 33 Prozent Zustimmung – ist
unter ihnen das Konstruktionsprinzip
des präsidentiellen Regierungssystems
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mit seinem Gegenüber von Legislative
und einem volksgewählten Präsidenten
als Spitze der Exekutive. Für fünfzehn
Prozent der Deutschen wirkt ein solches
Regierungssystem wie ein leider nicht
verwirklichter Idealzustand, während 21
Prozent das etablierte parlamentarische
Regierungssystem als eine Abweichung
von der eigentlich erstrebenswerten
Norm auffassen.

Dieser Grundkonflikt um die „Richtig-
keit“ des etablierten Regierungssystems
zieht sich als selbstverständliches Grund-
gefühl durch das übrige Spektrum der
populären Einstellungen zu unserer Ver-
fassungsordnung. Hier klingt der deut-
sche Konstitutionalismus nach mit sei-
nem Prinzip der – parlamentarisch nur
gebremsten, doch nicht mitgestalteten –
vorwaltenden Kronmacht, also einer von
der Volksvertretung gerade nicht abhän-
gigen Exekutive. Daraus wurde nicht nur
im politischen Alltagsdiskurs der – geis-
tesgeschichtlich tief abgestützte – Glaube
an die exklusive Richtigkeit der Vermu-
tung, Gewaltenteilung ließe sich nur in
Gestalt des „alten Dualismus“ zwischen
Exekutive und Legislative verwirklichen.
Das stabile präsidentielle Regierungssys-
tem der USA dient als Kronzeuge der
Richtigkeit dieser Position. Weil sich in-
zwischen aber siebzig Prozent der deut-
schen Abgeordneten dem „neuen Dualis-
mus“ des parlamentarischen Regierungs-
systems geöffnet haben, entfaltet zwi-
schen Regierungslager und Opposition,
tut sich hier zusätzlich Streit auf zwischen
dem Volk und seinen Vertretern.

Im Widerspruch zur Mehrheit von 52
Prozent der Volksvertreter lehnen auch
57 Prozent der Deutschen die Eigentüm-
lichkeit des parlamentarischen Regie-
rungssystems ab, dass nämlich die Führer
wahlsiegender Parteien vom errungenen
Parlamentssitz aus in die Regierungsäm-
ter einrücken. Die Bürger verkennen wei-
terhin, dass es anschließend zentrale Auf-
gabe der die Regierung tragenden Frak-

tionen ist, die Regierung gemäß parla-
mentarischem Mehrheitswillen auf Kurs
und insgesamt im Amt zu halten. Ganze
dreißig Prozent kennen diese Parlaments-
aufgabe, von welchen sie nur 42 Prozent
für besonders wichtig halten. Und
während in Wirklichkeit der Opposition
keineswegs die Pflicht zukommt, der geg-
nerischen(!) Regierung bei ihrer Arbeit zu
helfen, meinen genau das seit Jahrzehn-
ten zwei Drittel der Deutschen. Wenn
dann auch nur jeder Zweite die öffentli-
che Kritik an der Regierungspolitik für
eine Aufgabe der Opposition hält, muss
nicht wundern, dass der völlig system-
konforme Streit zwischen Regierungsla-
ger und Opposition die Deutschen
tatsächlich verdrießt.

Drittens: Das missverstandene Parlament:
Aus dem Wettstreit von Koalitions- und
Oppositionsfraktionen resultiert im Par-
lament Mannschaftsdisziplin. Am sicht-
barsten macht sie das meist fraktionsein-
heitliche Abstimmungsverhalten im Ple-
num. 54 Prozent der Deutschen lehnen es
allerdings ab; dafür sind dreißig Prozent.
Ebenso meinen 51 Prozent der Bürger, der
Sinn einer Plenardebatte könne nicht
darin bestehen, mittlerweile feststehende
Meinungen vorzubringen. Genau das vor
den Augen der Öffentlichkeit zu tun ist
aber tatsächlich die Aufgabe einer Plenar-
debatte! Das wird kaum verstehen kön-
nen, wer – wie die meisten Deutschen –
nicht weiß, dass Willensbildung und Ent-
scheidungsfindung eines Parlamentes
sich gerade nicht im Plenum vollziehen,
sondern in den Arbeitskreisen der Frak-
tionen, in den Fraktionsvollversammlun-
gen und den Ausschusssitzungen. Viel-
mehr wird der Durchschnittsbürger sich
über das Plenum als bloße Schauseite ei-
nes Parlamentes selbst dann erregen,
wenn diese genau so ist, wie sie sein soll
und kann.

Einheitliches Abstimmungsverhalten
erklärt sich zwar ein großer Teil der Bür-
ger durchaus richtig: Man stimme ein-
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heitlich ab, weil der politische Gegner
eine uneinheitliche Stimmabgabe ausnut-
zen könnte („kommt vor“, meinen 53 Pro-
zent), oder man diskutiere so lange, bis
die Mehrheit der Fraktion gemeinsamer
Meinung sei, der sich dann die Minder-
heit anschließe („kommt vor“, meinen
hier vierzig Prozent). 39 Prozent hinge-
gen glauben an eine pure Fiktion: „Der
Fraktionsvorstand beschließt den Frakti-
onszwang. Das heißt, dass alle Abgeord-
neten der Fraktion einheitlich abstimmen
müssen.“ Bezogen auf die eigene Frak-
tion, streiten derlei die meisten deutschen
Abgeordneten ab; immerhin jeder zweite
will aber bei den jeweils anderen(!) Frak-
tionen reihum solchen „Fraktionszwang“
durchaus erkennen. Hier ist unüberseh-
bar, wie sehr ein populäres Vorurteil
selbst Parlamentarier beeinflusst.

Da Fraktionszwang mit demokrati-
scher Repräsentation nicht zu vereinba-
ren wäre, ist nichts an einer Empörung zu
kritisieren, zu der die Vermutung führt,
Fraktionszwang gebe es tatsächlich. Fatal
ist nur, dass ein großer Teil der Bürger
wirklich an dessen Existenz glaubt und
sich so ein ganz falsches Bild vom deut-
schen Parlamentarismus macht. Plausibel
ist „Fraktionszwang“ für die Bürger nicht
nur deshalb, weil sie die wirkliche Parla-
mentsarbeit kaum kennen. Vielmehr
schätzen sie auch das Verhältnis zwi-
schen den Abgeordneten und ihren Par-
teien falsch ein. Denn während in Wirk-
lichkeit drei Viertel aller Abgeordneten
echte Führungsfunktionen in ihren Par-
teien innehaben, meist auf der für Reno-
minierung und Wiederwahl so wichtigen
Kreis- beziehungsweise Unterbezirks-
ebene, glauben das nur 22 Prozent der
Deutschen. Hingegen meinen 42 Prozent,
die meisten Abgeordneten hätten keine
Führungspositionen und in ihren Par-
teien nur wenig Einfluss.

Dann freilich vermutet sich leicht, fern-
sehbekannte Politikprominenz könne
ihrem Fußvolk vielerlei Vorschriften ma-

chen. Allerdings dürften die Deutschen
sogar noch missmutiger sein, erführen sie
die Wahrheit: Fünfzig Prozent der Bürger
lehnen nämlich ab, dass ein Abgeordneter
Führungspositionen in seiner Partei aus-
übe, und nur 29 Prozent befürworten die
– aus guten Gründen – herrschende Pra-
xis. Dass diese auch von 52 Prozent der
deutschen Abgeordneten für richtig ge-
halten wird („ist schlecht“: 22 Prozent),
fügt dem üblichen Widerspruch zwi-
schen Verfassungswirklichkeit und po-
pulären Verfassungswünschen erneut
den zwischen Volk und Volksvertretern
hinzu.

Viertens: Missverstandene Abgeordnete:
Schon gar nicht halten es die Deutschen
für wahr, dass ihre Volksvertreter über-
haupt nicht abgehoben sind, dass sie enge
Kontakte in ihren Wahlkreisen pflegen,
dass sie über Meinungen, Anliegen und
Probleme von Kommunen, gesellschaft-
lichen Gruppen und „einfachen Bürgern“
sehr gut unterrichtet sind. Gerade so ist es
aber in Wirklichkeit, was unlängst auch
zwei Beobachtungsstudien(!) zur Wahl-
kreisarbeit von Abgeordneten in Hessen
und Sachsen sowie Rekonstruktionen 
der mehrstufigen Kommunikationsnetz-
werke zwischen Parlamentariern und
Bürgerschaft gezeigt haben. Diesbezüg-
lich verkennen die Deutschen zwar nicht
die anzustrebende Norm; sie täuschen
sich aber darüber sehr, zu einem wie
großen Teil doch wirklich der Fall ist, was
sie sich wünschen. Darum meinen sie, ge-
rade hier Remedur schaffen zu sollen: am
besten mit Hobby-Abgeordneten, die nur
kurze Zeit ein Parlamentsmandat aus-
üben dürfen und möglichst keinen Rück-
halt in einer Partei besitzen. Jede Anwen-
dung solcher Rezepte würde rasch her-
beiführen, was viele für bereits gegeben
halten.

Was droht, was ist zu tun?
Sowohl die Ahnungslosigkeit vieler Bür-
ger ob der tatsächlichen Beschaffenheit
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unseres Regierungssystems als auch je-
ner latente Verfassungskonflikt – zwi-
schen populären Verfassungsvorstellun-
gen und gelebter Verfassung, zwischen
der Mehrheit des Volkes und der Mehr-
heit seiner Vertreter – sind Tatsachen, die
wir nur zu unser aller Schaden ignorieren
können.

Selbst unbegründete Vorwürfe führen
nämlich zu wirklicher Verdrossenheit,
auch Missverständnisse wirken entlegiti-
mierend. Das gibt einesteils besten Hu-
mus für wuchernden Radikalismus, für
den immer wieder reale Politikdefizite
zeugen. Andernteils öffnet sich so das Tor
für die Suche nach grundsätzlichen Alter-
nativen. Statt evolutionär Bewährtes zu
verbessern, werden dann riskante Verän-
derungsvorschläge populär. Schon man-
che Gesundheit wurde aber ruiniert, weil
man an eingebildeten Krankheiten thera-
pierte. Sollen wir also eher unser politi-
sches System dem Vorstellungshorizont
der Bürger oder lieber deren politisches
Wissen und Verständnis der Komplexität
unseres Institutionensystems anpassen?
Hätte unsere Demokratie vor allem Fehl-
leistungen produziert, läge die erste Ant-
wort nahe. Unsere politischen Institutio-
nen haben sich im Wesentlichen aber be-
währt. Darum ist anzuraten, zwar unser

politisches System dort zu verbessern, wo
es mangelhaft funktioniert. Noch drin-
gender aber ist es, an den Schulen und in
den Massenmedien immer wieder solche
politische Bildungsarbeit zu versuchen,
welche die erreichbaren Bürger von ihren
jeweils bedrohlichsten Kenntnislücken,
Missverständnissen und Vorurteilen ku-
riert. Das gleicht zwar dem Versuch, über
Jahrhunderte eine gotische Kathedrale
aus verletzlichem Sandstein zu erhalten.
Doch dieser Versuch muss immer wieder
unternommen werden, wollen wir unsere
komplizierte freiheitliche Ordnung an
Kinder und Enkel weitergeben. 

Verbessern wir also das Funktionieren
des deutschen Föderalismus. Eröffnen
wir über Bürgerforen und Planungszellen
viel mehr Bürgern die Möglichkeit, auch
ohne langfristiges Engagement an sie be-
treffenden Entscheidungen mitzuwirken.
Führen wir vielleicht auch umsichtig ple-
biszitäre Elemente auf Bundesebene ein.
Stärken wir die Position des einzelnen
Abgeordneten durch zusätzliche Mitar-
beiter. Hüten wir uns aber davor, an-
tiquierten oder inkonsistenten System-
vorstellungen nur deshalb zu folgen, weil
sie populär sind. Den latenten Verfas-
sungskonflikt sollte nämlich die erfolg-
reich gelebte Verfassung gewinnen.
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Mediale Mutationen

„Wenn der Skandal selbst zum Medium eines erweiterten politischen Prozesses
wird, taucht dahinter noch ein Medium zweiter Ordnung auf – ,die Medien‘. Dass
in den großen Tageszeitungen die politische Debatte vom Politikteil ins Feuilleton
auswandert, ist ein Zeichen dieser Mutationen. Und ob die Medien Inkubatoren von
Intelligenz oder Schnellverwerter von Erregungen sein werden, davon wird mehr
Zukunft abhängen als von Parteitagsbeschlüssen. Man möchte laut rufen: ,Die Po-
litik ist tot, es lebe die Politik.‘“

(Reinhard Kahl am 11. Januar 2001 in Die Welt)
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